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GDK Schweizerische Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen
und -direktoren

NEK Nationale Ethikkommission im Bereich der Humanmedizin
EU Europäische Union
SGG Schweizerische Gemeinnützige Gesellschaft
SBB Schweizerische Bundesbahnen
EDA Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten
SAV Schweizerischer Arbeitgeberverband
Frontex Europäische Agentur für die Grenz- und Küstenwache
SSV Schweizerischer Städteverband
NDB Nachrichtendienst des Bundes

(bis 2010: Strategischer Nachrichtendienst und Dienst für Analyse und
Prävention)

Fedpol Bundesamt für Polizei
SBK Schweizer Berufsverband der Pflegefachfrauen und Pflegefachmänner
EKS Evangelisch-reformierte Kirche Schweiz
CBCES Schweizer Bischofskonferenz, Kommission für Bioethik
iEH2 Institut für Ethik, Geschichte und Geisteswissenschaften, Medizinische

Fakultät, Universität Genf
MERH_UZH Kompetenzzentrum Medizin - Ethik - Recht Helvetiae
MIGUNIBE Zentrum für Gesundheitsrecht und Management im Gesundheitswesen
SPO SPO Patientenschutz
HLI Human Life International Schweiz
HGS Hippokratische Gesellschaft Schweiz
ÄPOL Ärzte und Pflegefachpersonen gegen Organspende am Lebensende

CDS Conférence suisse des directrices et directeurs cantonaux de la santé
CNE Commission nationale d'éthique
UE Union européenne
SSUP Société suisse d'utilité publique
CFF Chemins de fer fédéraux suisses
DFAE Département fédéral des affaires étrangères
UPS Union Patronale Suisse
Frontex Agence européenne de garde-frontières et de garde-côtes
UVS Union des Villes Suisses
SRC Service de renseignement de la Confédération

(à 2010: Service de renseignement stratégique et Service d'analyse et de
prévention)

Fedpol Office fédéral de la police
ASI Association suisse des infirmiers et infirmières
EERS Église évangélique réformée de Suisse
CBCES Commission de bioéthique de la Conférence des évêques
iEH2 Institut Ethique Histoire Humanités, Faculté de médecine, Université de

Genève
MERH_UZH Centre de Compétence Médecine - Ethique - Droit Helvetiae
MIGUNIBE Centre pour le droit de la santé et la gestion des soins de santé
OSP OSP Organisation suisse des patients
HLI Human Life International Suisse
SHS Société Hippocratique Suisse
MIOF Médecins et Infirmières contre le Don d'Organes en Fin de Vie
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Polizei

Zur Übernahme der EU-Verordnung 2020/493 über das Ausweisdokumenten-
Speicherungssystem FADO, das als Nachschlagewerk zur Bekämpfung von
Dokumentenmissbrauch auch von der Schweiz genutzt wird, muss die Schweiz das
Bundesgesetz über die polizeilichen Informationssysteme des Bundes anpassen.
Konkret muss sie darin festlegen, welche nationalen Behörden welche Zugriffsrechte
auf das System FADO haben. In der Vernehmlassung wurde die Umsetzung dieser
Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstands überwiegend positiv beurteilt. Alle
teilnehmenden Kantone und Parteien äusserten ihre Zustimmung zum Vorentwurf. Die
einzige ablehnende Stellungnahme stammte von der Asylrechts-Organisation AsyLex.
Sie kritisierte die Übertragung der Verantwortung für das System an Frontex, da die
Grenzschutz-Agentur im Verdacht stehe, Grundrechtsverletzungen zu begehen.
Wie er in seiner Medienmitteilung bekannt gab, ergänzte der Bundesrat im Entwurf auf
Anregung der SBB und des Kantons Genf die Liste der zugriffsberechtigten Behörden
um die Transportpolizei, damit diese ihren gesetzlichen Auftrag zur Identitätskontrolle
im öffentlichen Verkehr besser erfüllen könne. Zugriffsberechtigungen sind ausserdem
für das Fedpol, die Polizei-, Strafverfolgungs- und Migrationsbehörden aller
Staatsebenen, das Bundesverwaltungsgericht, das EDA, das Bundesamt für Zoll und
Grenzsicherheit, das Bundesamt für Justiz, den NDB, die kantonalen
Strassenverkehrsämter sowie weitere Behörden zur Erfüllung ihrer Aufgaben im Bereich
der Arbeitsmarktkontrolle, des Bürgerrechts, des Zivilstandswesens, der
Einwohnerkontrolle und der Gewerbepolizei vorgesehen. Im Juni 2021 verabschiedete
der Bundesrat die entsprechende Botschaft zuhanden des Parlaments. 1
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Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Im Oktober 2020 wurde der Ergebnisbericht zur Vernehmlassung des indirekten
Gegenvorschlags zur Organspende-Initiative, welche vom 13. September bis zum 13.
Dezember 2019 gedauert hatte, veröffentlicht. Insgesamt hatten 81 Akteurinnen und
Akteure Stellung genommen, wobei sich mit 53 von ihnen ein Grossteil der
Vernehmlassungsteilnehmenden vollumfänglich oder grundsätzlich zustimmend zum
Gegenvorschlag aussprachen. Zu ihnen gehörten 21 Kantone, die beiden Parteien GLP
und GPS sowie dreissig Organisationen, darunter auch Swisstransplant, eine
Unterstützerin der Volksinitiative. Explizit abgelehnt wurde die Vorlage von 16
Vernehmlassungsteilnehmenden. Als Gründe für die ablehnende Haltung wurden die
Befürwortung der Volksinitiative (JU), des Erklärungsmodells (LU, CVP, EVP, CBCES, EKS,
MERH_UZH, NEK) oder der parlamentarischen Initiative Nantermod (fdp, VS; pa.Iv.
18.443; FDP), aber auch die zu enge Zustimmungslösung (ÄPOL) und der Wunsch nach
Beibehaltung der aktuell gültigen erweiterten Zustimmungslösung (HGS) aufgeführt.
Weitere Argumente gegen den indirekten Gegenvorschlag liessen sich auf ethische
Bedenken (SH, HLI, MIGUNIBE, SPO) oder auf die Forderung zurückführen, dass die
Vorlage Teil eines Gesamtprojekts zur Einwilligung in der Gesundheits- und
Humanforschung sein sollte (Privatim). Weder eine zustimmende noch eine ablehnende
Haltung nahmen aus diversen Gründen zehn Vernehmlassungsteilnehmende ein (BL, TG,
iEH2, SPS, BDP, SVP, GDK, insieme, SBK und SGG). Der SAV, santésuissse und der SSV
verzichteten auf eine Stellungnahme.

Positiv aufgenommen wurde von der Mehrheit der Vernehmlassungsteilnehmenden die
geplante Einbindung der Angehörigen. In diesem Zusammenhang kam denn auch
mehrfach die Forderung auf, dass eine Organentnahme nur zulässig sein soll, wenn die
Angehörigen erreicht werden können. Auch die gesetzliche Verankerung eines Registers
wurde grösstenteils befürwortet, wobei verschiedene Änderungsvorschläge eingingen.
Einer von ihnen bestand darin, dass neben der Dokumentation des Widerspruchs auch
eine Zustimmung festgehalten werden können sollte. Von verschiedenen Seiten wurde
zudem der Wunsch geäussert, dass der Stiftung Swisstransplant die Registerführung
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zukommen soll, weil sie bereits über ein Register verfüge. Ferner wurde der Information
der Bevölkerung über das Widerspruchsmodell ein hoher Stellenwert beigemessen. 2

1) BBl 2021 1480; BBl 2021 1481; Ergebnisbericht Vernehmlassung; Medienmitteilung BR vom 4.6.21
2) BBl, 2020, S. 9547 ff.; Ergebnisbericht Vernehmlassung; TA, 16.12.19; AZ, 24.12.19
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